
Deutschland muss raus aus der Kuschelecke 
Das Interesse Europas an der Bundestagswahl ist grösser als das Interesse der Deutschen an Europafragen im Wahlkampf. 
Das werden die Deutschen am 23. September zu bereuen beginnen. DANIEL STELTER 

D ie Deutschen haben es sich in der 
Kuschelecke des Erfolgs gemütlich 
gemacht: Sind wir nicht Export­

weltmeister? Haben wir nicht die geringste 
Arbeitslosigkeit seit mehr als zwanzig Jah­
ren? Ist die Eurokrise nicht bewältigt, dank 
der Politik der Bundesregierung und der 
Europäischen Zentralbank? Im Wahl­
kampf spielen Europa und die wirtschaft­
liehe Zukunft Deutschlands nur eine 
Nebenrolle. Für Aufregung sorgen Ideen 
filr eine Personenwagenmaut, die Forde­
rung nach einem fleischlosen Donnerstag 
oder die NSA-Abhöraffäre. 

Regierung und Opposition ist das glei­
chermassen recht Die Amtsinhaber fUrch­
ten die Rache der Wlihler, sobald diese die 
wahren Kosten der Schuldenkrise erfassen. 
Die Opposition weiss, dass mit unange­
nehmen Wahrheiten keine Stimmen zu 
holen sind. Selbst die eurokritische Alter­
native filr Deutschland (MD) verbreitert ihr 

:. "1hemenangebot um innere Sicherheit und 
Sozialstaatsreformen. Die Menschen sind 
froh. Sie haben genug von der Krise, die sie 
nicht verstehen und die auch keiner ver­
ständlich erklären kann. Die einen sagen 
nichts, die anderen wollen nichts hören, 
und keiner übernimmtVerantwortung. 

Der schöne Schein trügt 
Der Bundesrepublik geht es nicht annä­
hernd so gut, wie es sich die Deutschen 
vormachen. Dem aussenwirtschaftlichen 
Erfolg steht ein binnenwirtschaftlicher 
Niedergang gegenüber: Die Löhne stag­
nieren seit mehr als zehn Jahren und sind 
erst sind in jüngster Zeit leicht gestiegen. 
Die Infrastruktur verfällt zusehends, und 
das Bildungssystem produziert zu viele 
Schulabbreeher. Denjenigen, die einen 
Abschluss haben, fehlen oftmals die 
grundlegendsten Fähigkeiten in Recht­
schreibung und Mathematik. Von Eliten­
förderung ganz zu schweigen. 

Neben dem sichtbaren Wohlstandsver­
lust bleiben wesentliche Zukunftsfragen 
ungelöst. Wo finden wir Fachkräfte ange­
sichts einer schrumpfenden Bevölkerung? 
Wie entwickeln wir Innovationen trotz sin­
kender Forschungsausgaben? Wie finan­
zieren wir eine alternde Gesellschaft? Die 
Bank filr Internationalen Zahlungsaus­
gleich schätzt die ungedeckten Verspre­
chen des deutschen Staats auf immerhin 
400% des Bruttoinlandprodukts. Das Ver­
sprechen eines sorglosen Lebensabends 
ist filr die Babyboomer nicht zu halten. 

Ohne Schuldenrestrukturie­
rung, verbunden mit einer 
Neuordnung der Eurozone, 
wird es nicht gehen. 

Befiirworter der heutigen WIrtschafts­
politik erwidern, dass gerade der Export­
erfolg es den Deutschen ermögliche, Aus­
landvermögen zu bilden, aus dessen Er­
trag sie die Kosten der alternden Gesell­
schaft bezahlen könnten. Doch leider sind 
die Deutschen nicht so gut in der Anlage 
ihres Geldes wie im Bau von Autos. Wo 
immer man in den letzten Jahren Geld 
verlieren konnte, standen deutsche Ban­
ken in der ersten Reihe, sei es bei US-Sub­
prime oder irischen Immobilien. 

Die grösste Rechnung wird erst nach 
der Wahl präsentiert: Nicht nur Griechen­
land wird niemals seine Schulden bedie­
nen können, das Gleiche gilt filr Portugal, 
Irland und Spanien. Auch Italien und 
Frankreich sind jenseits des «Point of No 
Return», wo an eine Stabilisierung der 
Schuldenlast nicht mehr zu denken ist. 

Nach meinen Berechnungen werden in 
der Eurozone bis zu 5 Bio. € an privaten 
und öffentlichen Schulden nicht mehr 

ordentlich bedient werden. In der politi­
schen Diskussion und den Verhandlungen 
in Brüssel geht es nur darum, wer die Ze­
che zahlt. So geht es bei der Bankenunion 
letztlich um die Sozialisierung des Schul­
denbergs auf europäischer Ebene. Egal, " 
wie der Schuldenschnitt verpackt wird, als 
zeitliche Streckung, finanzielle Repression, 
deutliche Inflation oder steuerfinanzierte 
Restrukturierung - es wird auf jeden Fall 
teuer filr die Gläubiger. 

Wäre es nicht besser, die Schulen und 
Strassen Deutschlands auf Vordermann 
zu bringen, statt das Geld in anderen Län­
dern zu verlieren? Nach einer Schulden­
restrukturierung können die Schuldner­
länder mit sehr guter Infrastruktur durch­
starten, während Deutschland als Gläubi­
ger weder sichere Ersparnisse noch eine 
gute Infrastruktur hat. Man vergleiche nur 
den Zustand der Strassen in Barcelona, 
Mailand und lissabon mit demjenigen.in 
Berlin oder dem Ruhrgebiet. ,. 

Was sagen die Parteien dazu? Die Grü- .. 
nen erkennen, dass man um einen ge­
meinsamen Schuldentilgungsfonds filr 
Europa nicht herumkommt. Die MD 
weiss, dass einige Länder im Korsett des 
Euros nie wettbewerbsfahig werden. Die 
Liberalen wollen mehr Wettbewerb und 
weniger Staat. Die Sozialdemokraten for­
dern Investitionen in Infrastruktur und 
Bildung und Die Linke eine Stärkung der 
Binnennachfrage. Die CDU besteht auf 
Reformen in den Partnerländem. Jeder 
Punkt filr sich ist zutreffend, doch fehlt die 
umfassende Antwort. 

Es braucht eine Rosskur filr Deutsch­
land und Europa. Pro Stunde wachsen die 
Schulden rund 100 Mio. €, während zu­
gleich die WIrtschaft stagniert. Ohne eine 
Schuldenrestrukturierung, verbunden mit 
einer Neuordnung der Eurozone, wird es 
nicht gehen. Erforderlich ist jedoch auch 
eine Antwort auf die Frage, wie Deutsch­
lands Wohlstand langfristig zu sichern ist. 

Eine Einwanderungspolitik nach kanadi­
schem Vorbild, mehr Investitionen in Bil­
dung und Infrastruktur und eine Moder­
nisierung der Sozialsysteme stehen auf 
der Agenda. Stoff genug filr eine intensive 
gesellschaftliche Diskussion. 

Politik und Volk überfordert 
Verständnis filr WIrtschaft wird nicht ge­
fördert in Deutschland. An den Schulen 
wird eher WIrtschaftsfeindlichkeit vermit­
telt. Kein Wunder, dass Politiker und Bür­
ger gleichermassen von der Materie über­
fordert sind. Kaum jemand versteht die 
Zusammenhänge zwischen einseitiger Ex­
portonentierung, zu geringen Investitio­
nen in die Zukunft, Verschuldung in den 
Krisenländern und Rettungsprogrammen 
filr den Euro. Hinzu kommt, dass die lö­
sung filr Deutschlands Probleme nicht 
entlang der Linie einer politischen Rich­
tung zu finden ist. Alle '!eile der Bevölke­
rung werden Opfer bringen müssen. 
Deutschland muss raus aus der Kuschel­
ecke und sich der Realität stellen. 

Das Interesse Europas an der Wahl in 
Deutschland ist grösser als das Interesse der 
Deutschen an Euro,pafragen bei der Wahl. 
Das werden die qeutsc)len spätestens am 
Morgen des 23. September bereuen, wenn 
die Partnerländer die taktische Rtihe been­
den. Schuldenschnitte, Fiskal- und Ban­
kenunion und eine Lockerung der restrik­
tiven Politik in den Krisenländern kom­
men dann auf die Agenda. Unabhängig 
vom Wahlausgang wird es teuer werden 
filr Deutschland. Dann werden die Deut­
schen sich wünschen, intensiver über die 
richtigen Schritte der Schadensbegren­
zung diskutiert zu haben. Zu spät. 

Daniei Stelter, Berlin, hat 23 Jahre für die 
Boston Consulting Group Unternehmen 
beraten. Jetzt stellt er einen Think Tankfür 
wirtschaftspolitische Fragen auf die Beine. 


